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Amtliche Bekanntmachungen
der Gemeinde Esselim Amtsblatt der Samtgemeinde Schwarmstedt

Im Amtsblatt werden die amtlichen Verkündigungen, Bekanntmachungen und Ausschreibungenveröffentlicht.
Darunter fallen beispielsweise Satzungen, Bauleitpläne, Ausschreibungen, Ausschusssitzungenund Tagesordnungen.

Das Amtsblatt erscheint nach Bedarf.
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Satzung der Gemeinde Essel über die Erhebung  
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Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17.12. 2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 29.01. 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3) und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04. 2017 (Nds. GVBl. 2017, S. 121), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09. 2022 (Nds. GVBl. S. 589), hat der Rat 
der Gemeinde Essel in seiner Sitzung vom 22.06. 2026 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Steuererhebung und Steuergegenstand 

 

(1) Die Gemeinde Essel erhebt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften auf nicht wiederver-
wendbare Verpackungen (Einwegverpackungen) und nicht wiederverwendbares Geschirr 
(Einweggeschirr) sowie auf nicht wiederverwendbares Besteck (Einwegbesteck) eine Steuer, 
sofern Speisen und Getränke darin bzw. damit für den unmittelbaren Verzehr an Ort und 
Stelle oder als mitnehmbares Take-away-Gericht oder Getränk verkauft werden (z. B. warme 
Speisen und Getränke, Eis von der Eisdiele, Salat mit Soße und Besteck, Getränke „to go“). 

(2) Nicht wiederverwendbar im Sinne von Abs. 1 sind insbesondere Einwegverpackungen (wie 
z. B. Einwegdosen, -flaschen, -becher- und sonstige Einwegbehältnisse), Einweggeschirr (Ess-
geschirr ohne Essbesteck) und Einwegbesteck (wie z. B. Messer, Gabel, Löffel), die keiner 
Pfandpflicht unterliegen. Einwegverpackungen, -geschirr und -besteck sind dazu bestimmt, 
nur einmal oder nur kurzzeitig für den unmittelbaren Verzehr von Speisen und Getränken 
verwendet zu werden (wie z. B. Fast-Food-Verpackungen oder Boxen für Mahlzeiten, Sand-
wiches, Salat oder sonstige Lebensmittel oder Getränkebehälter).  

 

§ 2  
Steuerschuldner/in 

 
Zur Entrichtung der Steuer ist der oder die Endverkäufer/in von Speisen und Getränken nach § 
1 verpflichtet. 
 

 § 3  
Steuerbefreiung 

 
Von der Verpackungssteuer sind die Steuergegenstände befreit, die 

1. vom Steuerschuldner vollständig am Ort der Abgabe zurückgenommen und einer stoff-
lichen Verwertung außerhalb der öffentlichen Abfallentsorgung zugeführt werden. Die 
Rücknahme und stoffliche Verwertung sind von dem/der Steuerpflichtigen auf Verlan-
gen nachzuweisen; 

2. im Rahmen von Märkten, Festen und sonstigen zeitlich befristeten Veranstaltungen 
verwendet werden, sofern der/die Endverkäufer/in insgesamt an nicht mehr als zehn 
Tagen im Jahr Speisen und Getränke im Rahmen solcher Veranstaltungen im Satzungs-
gebiet verkauft werden. 
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§ 4  
Steuersatz und Bemessungsgrundlage 

 

Die Steuer beträgt für 

1. jede(n) Einwegdose, -flasche, -becher und sonstige Einweggetränkeverpackung 0,50 Euro 
2. jedes Einweggeschirrteil und jede sonstige Einweglebensmittelverpackung 0,50 Euro 
3. jedes Einwegbesteck (-set) 0,20 Euro  

 

§ 5  
Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Steuerschuld entsteht im Zeitpunkt des Verkaufs von Speisen und Getränken nach § 1. 
(2) Besteuerungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
(3) Der/die Steuerpflichtige hat bis zum 15. Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums der 

Gemeindeverwaltung eine Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck ein-
zureichen. 

(4) Die Gemeindeverwaltung kann die Steuerschuld schätzen und aufgrund der Schätzung ei-
nen Steuerbescheid erteilen, wenn der/die Steuerpflichtige die ihm/ihr obliegenden Pflich-
ten nicht, nicht rechtzeitig, unrichtig oder unvollständig erfüllt. 

(5) Die Steuer wird durch Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe des Steuerbescheids zur Zahlung fällig. 
 

§ 6  
Vorauszahlung 

 
(1) Die Gemeinde Essel ist berechtigt, Vorauszahlungen in der mutmaßlichen Höhe der Steuer-

schuld zu verlangen. Die Vorauszahlungen werden vierteljährlich erhoben. Jede Vorauszah-
lung beträgt grundsätzlich ein Viertel des Jahresbetrages, der sich bei der letzten Veranla-
gung ergeben hat. Bei erstmaliger Festsetzung der Vorauszahlungen werden diese auf-
grund der Angaben des Steuerschuldners oder auf Grundlage einer sachgerechten Schät-
zung bemessen. 

(2) Die Vorauszahlungen werden durch einen schriftlichen Bescheid festgesetzt. Bis zur Be-
kanntgabe eines geänderten Vorauszahlungsbescheides sind die vierteljährlichen Voraus-
zahlungen jeweils in der bisherigen Höhe zu entrichten. 

(3) Die Gemeinde Essel kann die Vorauszahlungen der Steuer anpassen, die sich im Besteue-
rungszeitraum voraussichtlich ergeben wird. 

 
§ 7 

Aufbewahrungs- und Aufzeichnungspflichten 
 
(1) Der/die Steuerpflichtige hat Aufzeichnungen, Belege und Schriftstücke über Warenbezug 

und Warenverkauf von Speisen und Getränken nach § 1 zur Einsicht bereitzuhalten. 
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(2) Sofern die Aufzeichnungen, Belege und Schriftstücke die Art und Zahl der der Besteuerung 
nach dieser Satzung unterliegenden Steuergegenständen nach § 1 nicht ausweisen, hat 
der/die Steuerpflichtige sie durch entsprechende Hinweise zu ergänzen. 

 
§ 8 

Datenverarbeitung 
 
(1) Die zur Ermittlung der Steuerpflicht, zur Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung der Ver-

packungssteuer nach dieser Satzung erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen 
Daten werden gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 1 und § 10 Absatz 1 des Niedersächsischen 
Datenschutzgesetzes (NDSG) in Verbindung mit § 11 NKAG und den dort genannten Bestim-
mungen der Abgabenordnung erhoben und verarbeitet. Eine Datenerhebung beim Finanz-
amt, beim Amtsgericht (Grundbuchamt), beim Landesamt für Geoinformation und Landent-
wicklung Niedersachsen (Katasteramt) und bei den für das Einwohnermeldewesen, Bauwe-
sen, Ordnungsrecht sowie Finanzwesen zuständigen Dienststellen erfolgt, soweit die Sach-
verhaltsaufklärung durch die Steuerpflichtigen nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg ver-
spricht (§ 93 Absatz 1 Satz 3 AO).  

(2) Erhobene Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zweck der Steuererhe-
bung nach dieser Satzung oder zur Durchführung eines anderen Abgabenverfahrens, das 
denselben Abgabenpflichtigen betrifft, verarbeitet werden. Zur Kontrolle der Verarbeitung 
sind technische und organisatorische Maßnahmen des Datenschutzes und der Datensicher-
heit nach § 7 Absatz 2 NDSG sicherzustellen.  

 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01. September 2026 in Kraft. 
 
 
Schwarmstedt, den 29.07. 2026 
 
 

 (L. S.)  
gez. Block 

Bürgermeister 
 gez. Gehrs 

Gemeindedirektor 
 
 
  
 
 
 
 
 

6 / 6


